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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, die keine Stellungnahme abgegeben haben

7
Zweckverband zur Wasserversorgung der Marktheidenfelder Gruppe,
Wassergruppe Marktheidenfeld

keine Stellungnahme entfällt

9 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AELF), Karlstadt keine Stellungnahme entfällt

10 Bayerischer BauernVerband, Kreisverband Würzburg, Würzburg keine Stellungnahme entfällt

12
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Schloss Seehof,
Baudenkmäler, Gebietsreferent, Memmelsdorf

keine Stellungnahme entfällt

14
Kreisfeuerwehrverband Main-Spessart e.V., Karlstadt
Herr Kreisbrandrat Peter Schmidt

keine Stellungnahme entfällt

15 Deutsche Post AG, Niederlassung Briefpost, Würzburg keine Stellungnahme entfällt

21 Gasversorgung Unterfranken GmbH, Würzburg keine Stellungnahme entfällt

22 F  N t ll h ft bH  S h i  b  Nü b k i  St ll h tfällt22 Ferngas Netzgesellschaft mbH, Schwaig b. Nürnberg keine Stellungnahme entfällt

25 Deutsche Bahn AG, Regionalbereich Nord-Bayern, Nürnberg keine Stellungnahme entfällt

27 Wehrbereichsverwaltung IV, München keine Stellungnahme entfällt

32 MEGAL GmbH & Co. KG, Mitteleuropäische Gasleitungsgesellschaft Essen keine Stellungnahme entfällt

33 Rohrgas AG, Ferngas- und Erdgasunternehmen, Essen keine Stellungnahme entfällt

34 Landesjagdverband Bayern e.V., Feldkirchen keine Stellungnahme entfällt

36 Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Bayern e. V., München keine Stellungnahme entfällt

37 Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V., Veitshöchheim keine Stellungnahme entfällt

38 Bund Naturschutz in Bayern e.V., Landesfachgeschäftsstelle, Nürnberg keine Stellungnahme entfällt

42 Telekom Deutschland GmbH, Bonn keine Stellungnahme entfällt

44 DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Flugverkehrskontrolle, Langen keine Stellungnahme entfällt

45 Flugsportclub Altfeld e.V., Marktheidenfeld keine Stellungnahme entfällt

47 TenneT TSO GmbH, Hochspannungsnetz, Bayreuth keine Stellungnahme entfällt

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, die keine Einwände gegen das Vorhaben haben

4 Regierung von Mittelfranken, Luftamt Nordbayern, Nürnberg
Es wird kein Einwand erhoben.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

6 Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, Aschaffenburg
Der räumliche Geltungsbereich des Planungsgebietes liegt nordwestlich der Staats

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

Der räumliche Geltungsbereich des Planungsgebietes liegt nordwestlich der Staats-
straße 2299 auf Höhe des Main-km 174,8 linkes Ufer. Der Abstand zur Bundeswasser-
straße Main beträgt ca. 400 m. Die Belange der Wasserstraßen- und Schifffahrts-
verwaltung (WSV) sind durch die Planungen nicht betroffen.
Eine weitere Beteiligung des WSV ist somit entbehrlich.

11 Amt für Ländliche Entwicklung Unterfranken, Würzburg
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen keine Bedenken.
Nach dem Arbeitsprogramm des Amtes für Ländliche Entwicklung Unterfranken ist für
dieses Gebiet kein Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz vorgesehen.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

17 Industrie- und Handelskammer Würzburg-Schweinfurt, Würzburg
Hinsichtlich der durch die IHK Würzburg-Schweinfurt zu vertretenden Belange der
gewerblichen Wirtschaft haben wir keine Bedenken gegen das Planvorhaben.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

18 Handwerkskammer für Unterfranken, Würzburg
Keine Äußerung.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

19 Handelsverband Bayern e.V., Bezirk Unterfranken, Würzburg
Es werden keine einzelhandelsrelevanten Belange berührt.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

23 Staatliches Bauamt Würzburg, Hochbau, Straßenbau, Universitätsbau
Durch den Bebauungsplan werden die Belange des Staatlichen Bauamtes Würzburg
nicht berührt. Somit bestehen keine Bedenken gegen das Bauvorhaben.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

26 Regierung von Oberfranken, Bergamt Nordbayern, Bayreuth
Nach den vorliegenden Unterlagen werden durch das Vorhaben keine derzeit von der
Regierung von Oberfranken -Bergamt Nordbayern- wahrzunehmenden Aufgaben
berührt.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

29 Kreisheimatpfleger für den Altlandkreis Marktheidenfeld, Herr Paul Diener
Gegen das Planungsverfahren werden aus der Sicht des Kreisheimatpflegers keine
Einwendungen erhoben. Die Verdichtung und Konzentration der öffentlichen Daseins-
vorsorge auf den zu überplanenden Bereich wird begrüßt.
Aus den Unterlagen ist nicht ersichtlich, dass durch das Planungsvorhaben vorhandene
Flurdenkmäler oder mögliche Bodendenkmäler betroffen sind.

Im Bebauungsplan in den Festsetzungen sowie in der Begründung ergänzt:
II. Nachrichtliche Übernahmen, Punkt 4. Bodendenkmäler
Hinweis zu möglichen Flur- oder Bodendenkmäler siehe auch Stellungnahme Nr. 13
des Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege, München.

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

31 Stadt Marktheidenfeld, Bau-/Umweltamt - Bauleitplanung/Baurecht
Wie aus beiliegendem Auszug aus dem Sitzungsbuch der Stadt Marktheidenfeld,
Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 23.03.2021, entnommen werden kann,
bestehen von Seiten der Stadt Marktheidenfeld gegen das Vorhaben keine Einwände.
Die von der Stadt Marktheidenfeld wahrzunehmenden öffentlichen Belange werden
durch das geplante Vorhaben nicht berührt.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

35 Landesfischereiverband Bayern e.V., Oberschleißheim
Bei dem Vorhaben bestehen aus Sicht des Fischereiverbandes Unterfranken keine
Einwendungen, da die Fischerei nicht betroffen ist.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, die keine Einwände gegen das Vorhaben haben

39 Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Nürnberg
Es wird mitgeteilt, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH
gegen die geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich
befinden sich keine Telekommunikationsanlagen des Unternehmens. Eine Neu-
verlegung von Telekommunikationsanlagen ist derzeit nicht geplant

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

40 Regierung v. Ufr., Fachbereich Brand-/Katastrophenschutz, Würzburg
Keine Äußerung.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

41 Die Autobahn GmbH des Bundes, Die Autobahn Nordbayern, Würzburg
Das Plangebiet hat einen Abstand von ca. 1,1 km zur BAB A3.
Belange der Autobahn GmbH werden nicht berührt.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass gegenüber dem Straßenbaulastträger
keine Ansprüche aus Lärm oder sonstigen Emissionen geltend gemacht werden
können.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

43 Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung, Anlagenschutz, Langen
Ergebnis nach Prüfung des räumlichen und inhaltlichen Umfangs der Planung ergibt,
dass von der Behörde wahrzunehmende Belange durch die Planungsabsicht nicht
tangiert werden. Insofern werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

46
PLEdoc GmbH, Essen - Netzauskunft verwaltete Versorgungsanlagen
Bezüglich der geplanten Maßnahme wird mitgeteilt, dass von der PLEdoc GmbH
verwaltete Gas-Versorgungsanlagen der im Schreiben vom 15.03.2021
aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber nicht betroffen sind.
Maßgeblich für die Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. Dort darge-
stellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht.
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer einer
erneuten Abstimmung mit der PLEdoc GmbH.

-- Der Hinweis, das Schreiben vom 15.03.2021 einschl. des beiliegenden Übersichts-
plans wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

48 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr, Bonn, Referat INFRA I 3
Durch die im Betreff genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung
werden Belange der Bundeswehr nicht berührt.
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung
seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag
Abwägungsvorschlag

0

0.1 Integration bestehender Erholungswald in Geltungsbereich Bebauungsplan
Erweiterung des Geltungsbereiches des Bebauungsgebietes um die bestehende Wald-
fläche zwischen Grundschule und Sportplatzgelände. Die Naturschutzbehörde begrüßt
diese Entscheidung. Die Waldfläche ist derzeit in keinem der angrenzenden Bebauungs- 
pläne enthalten. Durch das Einbeziehen des Waldstückes mit der Zweckbestimmung
als "Erholungswald" erhält die Waldfläche Bestandschutz. Ebenfalls wirkt sich der Ein-
bezug des Erholungswaldes in den Geltungsbereich des Bebauungsgebietes positiv auf
die Grünordnungsplanung aus.
Durch Hinzunahme der Fläche des Erholungswaldes vergrößert sich die Fläche des
Geltungsbereiches des Bebauungsplangebietes von ca. 92.400 m² auf ca. 101.800 m².

In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der 
Begründung ergänzt:

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

0.2 Verkleinerung des geplanten Kindergartengrundstückes
In Abstimmung mit dem Markt Triefenstein wurde die Grundstücksgröße des geplanten
Kindergartengrundstücks - Nutzungsbereich SO  2 - mit der Zweckbestimmung
"Betreuung, Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen" geändert.
Die obere Grenze des geplanten Kindergartenareals wurde um 10 m Richtung Süd-
westen verschoben. Hierdurch vergrößert sich die Liegewiesenfläche um ca. 800 m².
Dies kommt den Wünschen des Fördervereins Triefenstein Pro Waldbad e.V. entgegen.
Die verringerte Grundstücksgröße des geplanten Kindergartengrundstückes ist gemäß
der vorausgegangenen Machbarkeitsstudie für den Neubau des geplanten Kinder-

t  i h d b

 -- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
In der Planzeichnung des Bebauungsplanes geändert:

Änderung des
Bebauungsplanentwurfs

Allgemeine Anpassungen, Ergänzungen und Änderungen zum Bebauungsplan, den Festsetzungen und der Begründung
Unabhängig zu den Stellungnahmen der Träger Öffentlicher Belange wurden in Abstimmung mit dem Markt Triefenstein und dem Ing.-Büro Leimeister folgende
Anpassungen, Ergänzungen und Änderungen im Entwurf des Bebauungsplanes vom 11.03.2021 vorgenommen: 

Erholungswald

10 m

gartens ausreichend bemessen.
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

0.3 Vorhandener Wirtschaftswege , Feuerwehrzufahrt, Müllentsorgung
Der vorhandene Wirtschaftsweg als bestehender Schotterweg, der entlang des beste-
henden Waldes und an der nordöstlichen Grenze des Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplangebietes verläuft, wird nicht als Erschließungsstraße ausgebaut, sondern 
bleibt im Bestand erhalten. Auch die Zufahrt durch das Wohngebiet über die Straße
"Zum Schützenhaus" aus, die anschließend entlang des ehemaligen Bolzplatzes führt, 
wird nicht erschlossen und bleibt als bestehender Schotterweg erhalten. 

Die Feuerwehrzufahrt  für die Grundschule, das Freibad und das ehemalige Hallen-
badgebäude erfolgt in Absprache mit dem Markt Triefenstein und der örtlichen
Feuerwehr, wie bisher bereits vorgesehen, über die Spessartstraße in das Baugebiet.

Geändert: 11.01.2022 gem. E-Mail Herr Scheller, Freiwillige Feuerwehr Lengfurt
Die rückwärtig gelegenen Gebäudeteile der Schulturnhalle, der Tennisplatzanlagen 
sowie des Freibads und des ehemaligen Hallenbadgebäudes werden durch die Feuerwehr 
wie bisher über die Robert-Bosch-Straße vom Gewerbegebiet "Oberes Eck"

In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes geändert und
ergänzt:
I. Festsetzungen beschrieben, Punkt 5. Verkehrsflächen - vorhandender Wirtschaftsweg 

Feuerwehrzufahrt in das Planungsgebiet und Löschwasserversorgung

Änderung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

Löschwasserversorgung
aus Gewerbgebiet 
"Oberes Eck"
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FW-Zufahrt über das
Gewerbegebiet
"Oberes Eck"

aus bzw. von der Spessartstraße aus über die Feuerwehrzufahrt des vorhandenen 
Wirtschaftsweges erreicht (siehe linker Planausschnitt).
Bei evtl. "großen Bränden" der o. g. Anwesen erfolgt die Löschwasserversorgung aus
dem Gewerbegebiet "Oberes Eck" (siehe rechter Planausschnitt).

Um die notwendige Anzahl an Parkplätzen für alle sechs Nutzungsbereiche des Bauge-
bietes nachweisen zu können, ist eine zusätzliche Parkfläche im Bereich der Schul-
turnhalle geplant. Die Zufahrt vom bestehenden Wirtschaftsweg zum geplanten Park-
platz wird als Erschließungsstraße ausgebaut.
Der neue Parkplätz dient als Wendemöglichkeit für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge.

Die Müllentsorgungsfahrzeuge befahren die Nutzungsbereiche des Baugebiets wie
bisher über die Spessartstraße. Die Abfallbehälter der Schulturnhalle, des Tennis-
vereins und der zukünftigen Nutzer des ehemaligen Hallenbadgebäudes müssen zur
Entleerung auf den großen Parkplatz des Freibades gebracht werden.

Feuerwehrzufahrt Parkplatz Turnhalle und ehemaliges Hallenbad

Freibad                Tennisanlage

geplante
Feuerwehrzufahrt

Wendemöglichkeit

Freibad       Tennisanlage
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FW-Zufahrt von der
Spessartstraße aus

0.4 Anpassung Baugrenzen, Abgrenzungslinien unterschiedliche Nutzungen
In Abstimmung mit dem Landratsamt - Städtebauplanung und dem Markt Triefenstein
wurden die Baugrenzen sowie die Abgrenzungslinien für unterschiedliche Nutzungen 
folgender drei Nutzungsbereiche optimiert und neu definiert:
 - SO 2 - geplantes Kindergartengrundstück
 - SO 3 - Grundstück Freibad mit Liegewiesen
 - SO 4 - Schulturnhallen- und stillgelegtes Hallenbadareal

In Planzeichnung des Bebauungsplanes angepasst. Anpassung des
Bebauungsplanentwurfs

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, die keine Einwände gegen das Vorhaben haben

1 Landratsamt Main-Spessart, Städtebau / Bauleitplanung, Karlstadt
Aus Sicht des Städtebaus werden keine Bedenken vorgebracht.

1.1 Anmerkungen zur Planurkunde

1.1.1 Teilweise fehlende Übereinstimmung von Planzeichen innerhalb der Planzeichnung
und den schriftlichen Festsetzungen.

Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen wurden auf Übereinstimmung
geprüft und entsprechend angepasst.

Anpassung
des
Bebauungsplanentwurfs

1.1.2 In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der 
Begründung geändert:
Der Planungsentwurf des Bebauungsplanes vom 11.03.2021 sah für alle 6 Nutzungs- 
bereiche eine einheitliche Grundflächenzahl GRZ von max. 0,8 vor, welche für Sonder-
gebiete gemäß § 17 BauNVO als Orientierungswert vorgeschlagen wird.

Ö

Änderung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

Auszug § 19 Abs. 4 BauNVO:

Gemäß Stellungnahmen der Träger Öffentlicher Belange zu Natuschutz und aus 
wasserwirtschaftsrechtlichen Gesichtspunkten, sollen die wasserundurchlässig
versiegelten Flächen so gering wie möglich gehalten werden.
In Abstimmung mit dem Markt Triefenstein und dem Ing.-Büro Leimeister wurde für das
geplante Kindergartengrundstück eine Grundflächenzahl mit GRZ max. 0,4 festgesetzt.
Für die fünf weiteren Nutzungsbereiche, auf denen bestehende Gebäudeanlagen und
befestigte Flächen vorhanden sind, wurde die zulässige Grundflächenzahl GRZ ersetzt
durch maximal zulässige Grundflächen in m² als Höchstmaße.
Hierzu wurden die versiegelten wasserdurchlässigen und -undurchlässigen Flächen im
Bestand ermittelt. Für evtl. geplante Neu-/Anbauten bzw. neue versiegelte Flächen, wie
z.B. der geplante Außensportplatz der Schulturnhalle, wurde zu den Bestandsflächen
ein Flächen-Zuschlag addiert.
Hierdurch ergeben sich für die Nutzungsbereiche Grundschule, Freibad, Tennisareal,
ehemaliges Hallenbad und Turnhallengebäude mit Außenanlagen sowie dem Sport-
platzgelände unter I. Festsetzungen, Punkt 2. Maß der baulichen Nutzung maximal
zulässige Grundflächen:

(siehe I. Festsetzungen, Punkt 11.)
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Beschlussvorschlag

1.1.3 In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der 
Begründung geändert:
In Abstimmung mit dem Landratsamt wurde zur Ermittlung der maximal zulässigen
Wand- und Firsthöhen als Höchstmaß folgende Festsetzung zum Bezugspunkt des
unteren Geländepunktes vereinbart:
I. Festsetzungen, Punkt 2. Maß der baulichen Nutzung

Änderung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

1.1.4 In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der 
Begründung geändert:
I. Festsetzungen, Punkt 3. Bauweise, Baugrenzen

Diese Festsetzung gilt für folgende drei Nutzungsbereiche:
 - SO 2 - geplantes Kindergartengrundstück
 - SO 3 - Grundstück Freibad mit Liegewiesen
 - SO 4 - Schulturnhallen- und stillgelegtes Hallenbadareal

Änderung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

1.1.5 In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der 
Begründung geändert:
I. Festsetzungen, Punkt 3. Bauweise, Baugrenzen

Änderung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

1.1.6 Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

1.2 Anmerkungen zur Begründung

1.2.1 In der Begründung ergänzt:
Gemäß Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-
verordnung - BauNVO) § 11 Sonstige Sondergebiete:
(1) Als sonstige Sondergebiete sind solche Gebiete darzustellen und festzusetzen, die
     sich von den Baugebieten nach § 2 - Kleinsiedlungegebiete bis § 10 - Sonder-
     gebiete, die der Erholung dienen, wesentlich unterscheiden.
(2) Für sonstige Sondergebiete sind die Zweckbestimmung und die Art der Nutzung
darzustellen und festzusetzen. 
In der Begründung erfolgen hierzu nähere Erläuterungen.

Ergänzung in der
Begründung

1.2.2 In den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der Begründung ergänzt:
I. Festsetzungen, Punkt 11. Nebengebäude, Nebenanlagen

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung
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Beschlussvorschlag

zu 1.2.2 In den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der Begründung
angepasst und ergänzt:
I. Festetzungen, Punkt 12. Freiflächen

I. Festsetzungen, Punkt 13. Einfriedungen

Anpassung/Ergänzung
des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

I. Festsetzungen, Punkt 14. Fassadengestaltung

I. Festsetzungen, Punkt 3. Bauweise, Baugrenzen

I. Festsetzungen, Punkt 15. Außenbeleuchtung

I. Festsetzungen, Punkt 16. Geländeveränderungen
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Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

1.3 Immissionsschutz

1.3.1 I. Festsetzungen, Punkt 6. Immissionsschutz gemäß Bebauungsplanentwurf vom
11.03.2021:

In den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der Begründung ergänzt:
III. Hinweise, Punkt 3. Schallschutz

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

Es folgt die Tabelle mit den Beurteilungszeiträumen und die Immissionsrichtwerte mit
dem Hinweis:

1.3.2 In den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der Begründung ergänzt:
III. Hinweise, Punkt 3. Schallschutz - Ergänzung der flächenhaften Darstellung des
Beurteilungspegels, Beurteilungszeit NRZ (werktags), Berechnungshöhe 3,0 m ü. GOK

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

Sportplatz

Freibad

Immissions-
richtwerte >60-65 dB
statt  30 dB

1.3.3 Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister: Übernahme in den
Umweltbericht und in
die Begründung des
Ingenieurbüros
Wolfgang Leimeister

geplanter
Kindergarten

Werden Umweltbericht und Begründung zum Bebauungsplan entsprechend der o. g.
Punkte angepasst, kann aus Sicht des Immissionsschutzes der Bauleitplanung zuge-
stimmt werden.

Siehe Punkt III. im Umweltbericht.

1.4 Wasserrecht / Bodenschutz
Auf die fachlichen Ausführungen in der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes
Aschaffenburg vom 08.04.2021 wird verwiesen.
Zur Aufstellung des o. g. Bebauungsplanes wird aus wasserschutzrechtlicher und
bodenschutzrechtlicher Sicht wie folgt Stellung genommen:

 -- Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

1.4.1 In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der 
Begründung ergänzt:
Siehe hierzu Stellungnahme 5. Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, Punkt 5.2 und
Punkt.5.3.1.

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

1.4.2 In der Planzeichnung des Bebauungsplanes und in der Begründung ergänzt:
Im Bebauungsplan wurde ein Systemschnitt des bestehenden Hartgrabens ergänzt.
I. Festsetzungen, Punkt 9. Wasserflächen
Siehe hierzu Punkt 1.5.3 zur Stellungnahme 5. Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg.

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

1.4.3 Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister: Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

1.5 Naturschutz
Die untere Naturschutzbehörde nimmt zum Aufstellungsbeschluss des Bebauungs-
planes zu folgenden Punkten Stellung:

1.5.1  - Landschaftsplanung Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

1.5.2  - Schutzgebiet i.S.d. § 20 Abs. 2 BNatSchG Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

1.5.3  - Eingriffsregelung in der Bauleitplanung Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:
1.5.3.1

1.5.3.2

1.5.3.3

1.5.3.4

1.5.3.5

1.5.3.6

1.5.4
1.5.4.1

 - Besonderer Artenschutz (§ 44 Abs. 1 i.V. m. Abs. 5 BNatSchG) Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

1.5.4.2

1.5.4.3
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

1.5.4.4

1.5.4.5

1.5.4.6

1 5 5   G t li h hüt t  Bi t  (§ 30 BN tS hG b  A t  23 B N tS hG) A  d  Ab ä t b ll  d  I i bü  W lf  L i i t1.5.5  - Gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG bzw. Art. 23 BayNatSchG) Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

1.5.6  - Allgemeiner Artenschutz bzw. Lebensstättenschutz (§ 39 BNatSchG, Art. 16 BayNatSchGAus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:
Keine Angaben

1.5.7  - Grünordnung Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

1.5.8  - Sonstiges Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

1.5.9  - Fazit
Aufgrund fachlicher Mängel in der Planung kann von Seiten der unteren Naturschutz-
behörde zum Bebauungsplan aktuell nicht abschließend Stellung genommen werden.
Soweit die aufgeführten Nachbesserungsforderungen bzw. -vorschläge berücksichtigt
werden, ist die vorhabensbezogene Planung jedoch durchaus genehmigungsfähig.

 -- Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

1.5.10 Kommunalrecht
Aus kommunalrechtlicher Sicht bestehen gegen den bebauungsplan und die Erich-
tung des Baugebiets als sonstiges Sondergebiet keine Bedenken.

 -- Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

1.5.11 Kreisbrandrat
Aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes werden bei der Aufstellung des Bebauungs-
Planes folgende Forderungen für notwendig erachtet:

 -- Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

zu
1.5.11

 -- Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Siehe hierzu Punkt 0.3. Feuerwehrzufahrt.

Kenntnisnahme

 -- Hinweis wird zur Kenntni genommen. Kenntnisnahme

1.5.12 Kommunale Abfallwirtschaft  -- Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Siehe hierzu Punkt 0.3 Müllentsorgung.

Kenntnisnahme

2 Regionaler Planungsverband Würzburg c/o Landratsamt MSP, Karlstadt
Im Ergebnis erhebt der Regionale Planungsverband Würzburg zum Bauleitplanentwurf
keine Einwände, sofern auch die zuständigen Naturschutz- und Forstbehörden, ggf. mit
Auflagen, keine Einwände gegen die Planung vorbringen.
Der Bauleitplanentwurf wurde nach regionalplanerischen Gesichtspunkten überprüft.
Danach ist Folgendes festzustellen:

2.1 Bildungs- und Sozialinfrastruktur
Die vorliegende Planung ist grundsätzlich zu begrüßen, da sie den Zielen 8.1. bzw. 8.3.1
LEP Rechnung trägt, wonach soziale Einrichtungen der Daseinsvorsorge, u.a. Kinder-
betreuungsangebote und allgemeinbildende Schulen, in allen Teilräumen flächen-
deckend und bedarfsgerecht vorzuhalten sind.

 -- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

2.2 Landschaftsschutz
Derzeit durchschneidet die Grenze des Landschaftsschutzgebietes "Spessart" im gülti-
gen Flächennutzungsplan von 1990 in Nord-Süd-Richtung die Schwimmbad-Liege-
wiese und damit auch den Geltungsbereich des Bebauungsplanes.
Es wird auf die schutzwürdige Landschaftsstelle gem. Regionalplan als "Landschaft 
und Erholung" hingewiesen, deren Funktion als dessen gestärkt werden soll.
Laut Begründung ist eine Verschiebung des Landschaftsschutzgebietes vorgesehen,
um Raumnutzungskonflikte im Bereich des neuen Sondergebietes auszuräumen.
Grundsätzlich wird dieser Ansatz positiv beurteilt. Sofern nach den Feststellungen der
zuständigen Naturschutzbehörde naturschutzfachliche Belange nicht entgegenstehen,
werden gegen die geplante Grenzänderung des LSG "Spessart" keine grundsätzlichen
Einwendungen erhoben.
Es wird darauf hingewiesen, dass in der Fläche des Landschaftsschutzgebietes, die
aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes herausgenommen werden soll, sich
ein vorhandenes Wäldchen befindet, welches im Regionalplan der Region Würzburg
als landschaftliches Vorbehaltsgebiet festgelegt ist. Es wird überprüft, ob das dann 
außerhalb des LSG gelegene landschaftliche Vorbehaltsgebiet vollständig entfällt, 
oder ob Teilflächen, wie das vorhandene Wäldchen weiterhin als landschaftliches 
Vorbehaltsgebiet zu sichern sind.

Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

In Planzeichnung des Bebauungsplanes und in der Begründung angepasst:
Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes wurde die inzwischen neu vermessene
Grenze des LSG "Spessart" sowie die oberhalb, nordöstlich im Anschluss des Geltungs-
bereichs des Planungsgebietes neu ausgewiesene Landschaftsschutzgebietsfläche
entsprechend den aktuellen Vermessungsangaben angepasst. 
In der Begründung wird das gesondert durchgeführte Verfahren zur Verschiebung
und Umplanung des LSG "Spessart" erläutert.

Anpassung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

2.3 Waldfunktion
Das zur Herausnahme aus dem LSG vorgesehene Wäldchen ist im Waldfunktionsplan
als besonders bedeutsam für die Erholung (Intensitätsstufe II) dargestellt. Es wird darauf
hi i  d  hä d  W ldflä h  hüt t d di  W ldf kti

Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

hingewiesen, dass zusammenhängende Waldflächen geschützt und die Waldfunktion
gesichert und verbessert werden sollen, auch in Hinsicht als Erholungsfunktion.
Aus diesem Grund kommt die Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten bei der vorliegenden Planung eine besondere Bedeutung zu.
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

3 Regierung von Unterfranken, Höhere Landesplanungsbehörde, Würzburg
Im Ergebnis erhebt die Regierung von Unterfranken als höhere Landesplanungs-
behörde zum Bauleitplanentwurf keine Einwände, sofern auch die zuständigen Natur-
schutz- und Forstbehörden, ggf. mit Auflagen, keine Einwände gegen die Planung 
vorbringen.
Diese Stellungnahme ergeht ausschließlich aus der Sicht der Raumordnung und 
Landesplanung. Eine Prüfung und Würdigung sonstiger öffentlicher Belange ist damit
nicht verbunden.
Nach Abschluss ist die rechtskräftige Fassung des Bebauungsplanes mit Begründung
auf digitalem Wege (Art. 30 BayLplG) an folgende E-Mail-Adresse zuzukommen:
poststelle@reg-ufr.bayern.de

 -- Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Siehe zuvor unter Punkt 2. aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros 
Wolfgang Leimeister.

Kenntnisnahme

Anpassung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

Die Stellungnahme der Höheren Landesplanungsbehörde der Regierung von Unter-
franken ist identisch mit der zuvor beschriebenen Stellungnahme des Regionalen 
Planungsverbandes Würzburg c/o Landratsamt MSP, Karlstadt und betrifft die o. g. drei
Punkte a) Bildungs- und Sozialinfrastruktur  b) Landschaftsschutz und c) WaldfunktionPunkte a) Bildungs  und Sozialinfrastruktur, b) Landschaftsschutz und c) Waldfunktion.
Siehe unter Punkt 2 der Abwägungstabelle.

5 Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, Aschaffenburg
Das Landratsamt Main-Spessart (Wasserrecht) erhält eine Kopie dieser Stellungnahme.
Zu den vorgelegten Planungen nimmt das Wasserwirtschaftsamt wasserwirtschaftlich
wie folgt Stellung:

5.1
5.1.1

Wasserversorgung, Grundwasserschutz Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

In Planzeichnung des Bebauungsplanes und in der Begründung ergänzt:
Einzeichnung der bestehenden Trinkwasser-Hauptleitungen - Zeichensymbol als 
"Hauptversorgungsleitungen unterirdisch" einschl. Schutzzonenbereich beiderseits der
Leitungsachse.
Zusätzlich ergänzt: Übersicht Lageplan + bestehende Leitungsführungen M.1:2.500.

In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
in der Begründung ergänzt:
I. Festsetzungen, Punkt 7. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

5.1.2 In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
in der Begründung ergänzt:
I. Festsetzungen, Punkt 17. Bodenaushub

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

5.1.3 In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
in der Begründung ergänzt:
I. Festsetzungen, Punkt 12. Freiflächen

Durch die in den I. Festsetzungen unter Punkt 2. Maß der baulichen Nutzung zulässigen 
maximalen Grundflächenzahl GRZ sowie der maximal zulässigen Grundflächen GR 1
und GR 2 zu den 6 Nutzungsbereichen SO 1 bis SO 6 wird die bestehende und neue
Versiegelung von Flächen so gering wie möglich gehalten.

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

5.2 Abwasserbeseitigung, Grundwasserschutz In der Planzeichnung des Bebauungsplanes und in der Begründung ergänzt:

In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
in der Begründung ergänzt:
Einzeichnung der bestehenden Abwasserwasser-Hauptleitungen - Zeichensymbol als 
"Hauptversorgungsleitungen unterirdisch" einschl. Schutzzonenbereich beiderseits der
Leitungsachse.
Z ät li h ä t  Üb i ht L l   b t h d  L it füh  M 1 2 500

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

Zusätzlich ergänzt: Übersicht Lageplan + bestehende Leitungsführungen M.1:2.500.

In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
ergänzt:
I. Festsetzungen, Punkt 7. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

Weitere Maßnahmen zur Entlastung des Abwasserleitungssystems siehe auch zuvor
unter Punkt 1.5.3 beschrieben.

5.3
5.3.1

Oberflächengewässer I. Festsetzungen, Punkt 7. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

In Planzeichnung und in Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
in der Begründung ergänzt:
Im Bebauungsplan wurde ein Systemschnitt des bestehenden Hartgrabens ergänzt.

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und in der Begründung

I. Festsetzungen, Punkt 9. Wasserflächen 

5.3.2  -- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Es wurde beschlossen, dass der bestehende Wirtschaftsweg entlang des bestehenden
Waldes nicht zu einer Erschließungsstraße ausgebaut wird, sondern im Bestand er-
halten bleibt.

Kenntnisnahme

5.3.3  -- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

5.4 Altablagerungen, Bodenschutz Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:

8 Landratsamt Main-Spessart, Gesundheitsamt, Karlstadt
Zum Planvorhaben nimmt das Gesundheitsamt Main-Spessart aus gesundheitlicher
und hygienischer Sicht wie folgt Stellung:

8.1 Wirkungspfad Boden-Trinkwasser-Mensch
Nach Kenntnisstand des Gesundheitsamtes wird derzeit ein umfassendes Sanierungs-

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die fachliche Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes wird unter Punkt 5 der

Kenntnisnahme
Nach Kenntnisstand des Gesundheitsamtes wird derzeit ein umfassendes Sanierungs
konzept für den in der Nähe liegenden Tiefbrunnen Lengfurt des Marktes Triefenstein
erstellt. Es sollen daher keine zusätzlichen Gefährungspotentiale in dem Gebiet ge-
schaffen werden.
Es wird auf die fachliche Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Aschaffenburg
verwiesen und das Gesundheitsamt schließt sich dieser Stellungnahme an.

Die fachliche Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes wird unter Punkt 5 der
Abwägungstabelle behandelt.

8.2 Wirkungspfad Boden-Mensch (direkter Kontakt)
Innerhalb des Planungsgebietes befindet sich unter dem Grundstück mit Flurnr. 1291
die ehemalige Hausmülldeponie des Marktes Triefenstein. Hier sind die entsprechen-
den historischen Recherchen und orientierende Untersuchungen zu veranlassen.

 -- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Im Mai 1991 wurde durch das Geologische Institut Dr. Nuss GmbH aus Bad Kissingen
eine Bodenuntersuchung auf dem ehemaligen Schuttplatz am Sportplatz Lengfurt
durchgeführt, dessen Ergebnisse dem Markt Triefenstein vorliegen.
Durch die Ausweisung der Fläche als naturschutzfachliche Ausgleichsfläche mit den
Festsetzungen ist geregelt, dass dort keine zusätzlichen Nutzungen zulässig sind.

Kenntnisnahme

8.3 Die anfallenden Abwässer und Niederschlagswässer sind nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik zu beseitigen.

 -- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Siehe unter Punkten 5.2 und 5.3 der Abwägungstabelle die Auswertung der Stellung-
nahme des Wasserwirtschaftsamtes Aschaffenburg.

Kenntnisnahme

13 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, München - Bodendenkmalpflege
Zur vorgelegten Planung nimmt das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege wie folgt
Stellung:

Bodendenkmalpflegerische Belange
Es wird darauf hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der
Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder an die Untere

In Planzeichnung und in den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
in der Begründung ergänzt:
III  Hinweise  Punkt 4  Bodendenkmäler

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und in der BegründungMeldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder an die Untere

Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG unterliegen.
In der tellungnahme folgt die Zitierung der Absätze 1 und 2 zu Art. 8 BayDSchG.
Weiterhin wird das Verfahren bei Auffinden von Baudenkmälern erläutert.
Die Untere Denkmalschutzbehörde erhält die Stellungnahme zur Kenntnisnahme und
steht bei Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung zur Ver-
fügung. Fragen konkreter Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenk-
malpflege betreffend, sind an den zuständigen Gebietsreferenten der Praktischen
Denkmalpflege zu richten.

III. Hinweise, Punkt 4. Bodendenkmäler und in der Begründung
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

16 Deutsche Telekom Technik GmbH, FRef PTI 14, Würzburg
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen durch die Telekom grund-
sätzliche keine Einwände.

16.1 Im bzw. am Rande des Geltungsbereiches befinden sich Telekommunikationslinien
der Telekom gemäß beiliegendem Bestandsplan.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und den Grundstückseigentümern bei
Bedarf zur Verfügung gestellt.

Kenntnisnahme

16.2 Auf die vorhandenen, dem öffentlichen Telekommunikationsverkehr dienenden Tele-
kommunikationslinien, ist bei den Planungen grundsätzlich Rücksicht zu nehmen.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

16.3 Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen-
und Verkehrswesen, Ausgabe 2013, siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten. 

In Planzeichnung und in den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
in der Begründung ergänzt:
I. Festsetzungen, Punkt 7. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und in der Begründung

16 4 Die Versorgung des Planbereiches ist über das bestehende Leitungsnetz sichergestellt In Planzeichnung und in den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie Ergänzung des16.4 Die Versorgung des Planbereiches ist über das bestehende Leitungsnetz sichergestellt. In Planzeichnung und in den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
in der Begründung ergänzt:
I. Festsetzungen, Punkt 7. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und in der Begründung

16.5 Zum Zweck der Koordinierung bitten wir um rechtzeitige Mitteilung von Maßnahmen,
welche im Geltungsbereich stattfinden werden.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

20.1/
20.2

Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen keine grundsätzlichen Ein-
wendungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen
nicht beeinträchtigt werden.

20.1.1/
20.2.1

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich mehrere Gashauptleitungen
sowie mehrere 20kV Mittelspannungsleitungen mit einem Schutzzonenbereich von 
1,0 m beiderseits der Leitungsachsen.
Den beiden Schreiben vom 13.04.2021 liegen Plankopien der bestehenden Versor-
gungsanlagen bei. Für den richtigen Verlauf der Leitungsachsen wird jedoch keine
gewähr übernommen, sie dienen nur zur Information.

In der Planzeichnung des Bebauungsplanes ergänzt:
Einzeichnung der bestehenden Gashauptleitungen und der 20kV Mittelspannungs-
leitungen gemäß dem Schreiben des Bayernwerk vom 13.04.2021 mitgeschickten
Einmessriss-Plänen - Zeichensymbol als "Hauptversorgungsleitungen unterirdisch"
einschl. Schutzzonenbereich beiderseits der Leitungsachse.
Zusätzlich ergänzt: Übersicht Lageplan + bestehende Leitungsführungen M.1:2.500.

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs

Maßgeblich ist der tatsächliche Verlauf im Gelände.
Sollten detailliertere Pläne benötigt werden  können diese online  nach einmaliger 

In Planzeichnung und in den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
in der Begründung ergänzt:

Ergänzung des
BebauungsplanentwurfsSollten detailliertere Pläne benötigt werden, können diese online, nach einmaliger 

Anmeldung, selbstständig heruntergeladen werden - siehe Link.
in der Begründung ergänzt:
I. Festsetzungen, Punkt 7. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Bebauungsplanentwurfs
und in der Begründung

20.1.2/
20.2.2

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass es bei Bauarbeiten zu Näherungen und
Kreuzungen von den vorhandenen Versorgungsleitungen kommen kann.
Da jede Berührung bzw. Beschädigung dieser Leitungen mit Lebensgefahr verbunden
ist, wird ausdrücklich auf das beiliegende Merkblatt zum Schutz unterirdischer Ver-
sorgungsleitungen mit den darin enthaltenen Hinweisen und Auflagen verwiesen.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

20.1.3/ Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass die Trassen unterirdischer Versorgungs- In Planzeichnung und in den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie Ergänzung des
20.2.3 leitungen von Bepflanzungen freizuhalten sind, da sonst die Betriebssicherheit und

Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. Bäume und tiefwurzelnde  Sträucher 
dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m
zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind im
Einvernehmen mit dem Bayernwerk Netz GmbH geeignete Schutzmaßnahmen durch-
zuführen.

in der Begründung ergänzt:
I. Festsetzungen, Punkt 7. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Bebauungsplanentwurfs
und in der Begründung

20.1.4/
20.2.4

Es wird darum gebeten, sich zwei Wochen vor Baubeginn mit dem Technischen
Kundenmanagement im Kundencenter Marktheidenfeld zwecks Unterweisung bzw.
Begehung in Verbindung zu setzen. Bei Sach-, Personen und Vermögensschäden, die
auch gegenüber Dritten bei Nichtbeachtung der notwendigen Sicherheitsbedingungen
entstehen, übernimmt die Bayernwerk Netz GmbH keine Haftung.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

20.1.4/
20.2.4

Es wird darum gebeten, auch weiterhin bei Aufstellungen bzw. an Änderungen von 
Flächennutzungs-, Bebauungs- und Grünordnungsplänen die Bayernwerk Netz GmbH
zu beteiligen, da sich besonders im Ausübungsbereich der Versorgungsleitungen Ein-
schränkungen bezüglich der Bepflanzbarkeit ergeben können.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

24 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Lohr a.Main
Zur Aufstellung des Bebauungsplanes gibt es aus katastertechnischer Sicht lediglich
folgende Anmerkungen:
In der Begründung Punkt 2.3 - Räumlicher Geltungsbereich sind die 4 Flurstücke
4397, 2266/3, 2262/2 und 1291 als im Bebauungsplan enthalten angegeben.
Tatsächlich sind aber von den Flurstücken 4397 und 1291 nur Teilflächen enthalten.
Außerdem fehlen die laut Plan einbezogenen Teilflächen von 1290/4, 4396/38 und
703/2 in der Begründung. Dies sollte im Text korrigiert werden.

In der Begründung angepasst:
1. Das Flurstück mit der Flurnr.. 4397 wurde im Zuge der Bauleitplanung sowie der
    Verschiebung und Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes neu vermessen. Das
    Grundstück 4397 liegt komplett innerhalb des Geltungsbereiches im Bebauungsplan.
2. Die Flurstücke mit den Flurnrn. 2266/3 -Fläche für Parkplatz und Verkehrserziehungs-
    platz-, 2262/2 -Grundstück Grundschule- und 1291 -ehemaliger Bolzplatz- liegen 
    komplett innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes - keine Teilflächen.
3. Das Grundstück mit der Flurnummer 1290/4, südöstlich vor dem ehemaligen Bolz-
    platz gelegen, liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsgebietes.
4. Die Teilfläche Flurnr. 4396/38, zwischen ehemaligem Bolzplatz und dem Sportplatz-
    gelände, wird in der Begründung angepasst.
5. Die Flurnr. 703/2, Straßenfläche zwischen Grundschulgrundstück und der Fläche
    für der Parkfläche mit integriertem Verkehrserziehungsplatz wird in der Begründung 
    angepasst.

Anpassung der
Begründung

28 Staatliches Schulamt im LKR. Main-Spessart, Karlstadt
Nach Rücksprache mit der Schulleitung der Grundschule wird mitgeteilt, dass aus 
Sicht des Staatl. Schulamtes die Belange der Schule bei Abschnitt 3 (Verkehrs-
erziehungsplatz) betroffen sind. Abschnitt 3 ist für die Nutzung als Verkehrsübungsplatz
sehr klein. Daher sollte temporär Abschnitt 2 (Lehrerparkplatz) als Erweiterung des
Verkehrsübungsplatzes genutzt werden.
Als temporärer Ausweichparkplatz zu Zeiten der Radfahrausbildung kann Abschnitt 10
(Parkplatz Freibad, Turnhalle ...) von Lehrkräften und Beschäftigten der Schule genutzt
werden.

In Planzeichnung und in den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie
in der Begründung angepasst:
Im Bebauungsplan-Entwurf vom 11.03.2021 waren zwei einzelne Flächen für den
Verkehrserziehungsplatz und für den Parkplatz vorgesehen.
Der jetzige Stand des Bebauungsplanes sieht in den Festsetzungen folgende Nutzung
für die Gesamtfläche als Doppelnutzung vor: 

Anpassung des
Bebauungsplanentwurfs
und er Begründung

x
x

x

xx

Hierdurch ergibt sich eine größere Fläche für den Verkehrsübungsplatz. Die Lehrkräfte
und Beschäftigten der Schule können zu Zeiten der Radfahrausbildung zum Parken
auf die Parkflächen des Freibads oder der Turnhalle ausweichen.

30 BUND Naturschutz in Bayern e.V., Kreisgruppe Main-Spessart, Marktheidenfeld Aus der Abwägungstabelle des Ingenieurbüros Wolfgang Leimeister:
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange

Nr. Verfasser, Stellungnahme
Erläuterungen bzw. Hinweise zu Maßnahmen, Ergänzungen im Bebauungsplan
Abwägungsvorschlag

Beschlussvorschlag

49 Förderverein Triefenstein Pro Waldbad e.V., Triefenstein
Der Bebauungsplan beinhaltet einen Interessenkonflikt der Gemeinde.
Auf der einen Seite steht der zu bauende Kindergarten und auf der anderen das
bestehende Freibad. Die Liegewiese des Freibades ist sehr gut bemessen, so dass der
Platz für einen Kindergarten ohne Probleme heraus genommen werden kann.

49.1 Erläuterungen zum geplanten Grenzverlauf des geplanten Kindergartenareals und die
dadurch entstehende Nähe zum Chlorlager des Schwimmbades und die dadurch
resultierenden Gefahren durch Chlorgasaustritt.

In Planzeichnung des Bebauungsplanes geändert:
Die geplante Grundstücksgrenze des Kindergartengrundstücks wurde um 10 m parallel
Richtung Spessartstraße verschoben. Der Abstand zum Chlorlager des Schwimmbads
wird hierdurch vergrößert.
Die erforderlichen Abstände sind großzügig eingehalten. Als Abstand zum Chlorgas-
raum sind gem. DGUV-Regeln mind. 5 m einzuhalten.
Auch sonstige erforderliche Abstände gemäß Festsetzungen des Bebauungsplanes
bez. Bayer. Bauordnung (Abstandsflächen, Brandschutz) können im Zuge einer Bau-
genehmigungsplanung ausreichend eingehalten werden.

Änderung des
Bebauungsplanentwurfs

49 2 E ä t   i  Ab t d d  Ki d t l   Ei b i h ht d D h di  G hi b  öß t i h b f ll  d  Ab t d  Ei b i Ä d  d49.2 Eräuterungen zum geringen Abstand des Kindergartenareals zum Einbringschacht des
Technikkellers.

Durch die Grenzverschiebung vergrößert sich ebenfalls der Abstand zum Einbring-
schacht des Technikkellers.
Der Abstand von der geplanten Grundstücksgrenze des Geländes des Kindergartens
bis Außenkante südliche Außenwand des Technikraums beträgt ca. 21 m. Das 
Gelände vor der Außenwand des Technikraums ist von der Höhe Sprungbecken in
südwestlicher Richtung angeböscht und bepflanzt, so dass die Außenwand des Tech-
nikraums im Gelände eingebunden ist. Der Abstand zwischen der geplanten Grund-
stücksgrenze des Kindergartengrundstücks und dem Böschungsfuß der o. g. Böschung
beträgt ca. 7,50 m. Die Abstände sind erscheinen ausreichend, auch zwischen Sprung-
becken bzw. Böschungsfuß und Grenze Kindergartenareal, um das Freigelände bzw.
die Liegewiese bei Bedarf befahren zu können.

Änderung des
Bebauungsplanentwurfs

49.3 Der Förderverein begrüßt den Bau eines Kindergartens auf dem Gelände des Frei-
bades unter Berücksichtigung der Belange des Schwimmbads.

-- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

49.4 Eine Argumentation bezüglich eines Flächenausgleichs greift nicht, da das abgetrennte
Kindergartengelände von ca. 7.000 m² und das hinzu zu fügende Gelände nur ca.
800 m² beträgt. Erst wenn die gesamte Fläche oberhalb des Zauns und gegenüber
desTennisgeländes hinzugefügt würde, könnte man von einem annähernden Flächen-
ausgleich sprechen, welcher positiv wäre.

In Planzeichnung des Bebauungsplanes geändert:
Die Nutzfläche des Schwimmbadgeländes wurde um die Fläche oberhalb des Zauns,
nordwestlich der Tennisareals, erweitert. Die zusätzlich gewonnene Fläche ist durch
die Festsetzungen des Bebauungsplanes unter Punkt 1. Art der baulichen Nutzung mit
der Zweckbestimmung SO 3 "Freizeit" und unter Punkt 8. Grünflächen mit der Zweck-
Bestimmung Liegewiese des Freibades festgesetzt.

Änderung des
Bebauungsplanentwurfs

49.5 Ein Teil des Nutzungsbereiches der ehemaligen Schwimmhalle geht an der Westseite
des Schwimmhallengebäudes über das Gebäude hinaus in den Bereich der Liege-
wiese und des Zubringerweges von den Tennisplätzen. Die Liegewiese sollte in diesem
Bereich erhalten bleiben.

In Planzeichnung des Bebauungsplanes geändert:
Die Abgrenzungslinie für "unterschiedlicher Nutzung" zwischen Freibadareal und der
Nutzungsfläche für das stillgelegte Hallenbad einschl. der bestehenden Schulturnhalle
wurde Richtung ehemaliges Hallenbadgebäude verschoben. 

Änderung des
Bebauungsplanentwurfs

Die geplante Erweiterungsfläche oberhalb des Zauns kann in vollem Umfang als
Liegewiese des Freibades genutzt werden.
Die bestehende Zufahrt zum Freibadgrundstück liegt außerhalb der Nutzungsfläche für
das sillgelegte Hallenbad mit Schulturnhalle. Hierdurch bleibt die Zufahrt gesichert.

49.6 Der Lärm eines Schwimmbades ist gegeben und im Lärmschutzgutachten auch eini-
germaßen herausgestellt - dieser kann nicht verringert werden. 
Der Lärmschutz auf dem Kindergartenareal ist laut Lärmschutzgutachten nicht aus-
reichend und wird bisher nur durch bauliche Maßnahmen (Verteuerung) bewerkstelligt
werden. Durch eine Verkleinerung des Kindergartengrundstücks würde das geplante
Kindergartengebäude weiter weg vom Freibad rücken. Es bestünde hierdurch die

Durch die Verschiebung der geplanten Grundstücksgrenze des Kindergarten um 10 m 
zugunsten des Freibadgrundstückes rückt die bebaubare Fläche für den geplanten
Kindergarten weiter von der Liegewiese ab. Hierdurch wird der Lärmschutz für das
Kindergartengebäude verbessert.
In den Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in der Begründung ergänzt:
Unter III. Hinweise wird unter Punkt 3. Schallschutz auf die Schallimmissionsprognose

Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs
und der Begründung

g g g
Möglichkeit mehr mit gestalterischen Maßnahmen dem Lärmschutz zu begegnen.

p g
Sport- und Freizeitlärm des Ing.-Büros Wölfel Engineering GmbH, Höchberg vom 
12.10.2020 und dessen Bewertung hingewiesen einschl. notwendiger Schallschutz- 
maßnahmen.

Aufgestellt: Marktheidenfeld, den 07.12.2021 / geändert: 11.01.2022
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